
gute Arbeit zu verrichten, sondern daß er sich in Zu­
kunft gesellschaftlich betätigen müsse, um den Frieden 
zu erhalten. Eine solche Argumentation verkennt die 
entscheidende Rolle der Arbeit für die Erhaltung des 
Friedens und die Entwicklung der sozialistischen Ge­
sellschaft und für die Herausbildung des sozialistischen 
Menschen. Das Oberste Gericht wies daher völlig zu 
Recht darauf hin, „daß die Pflichterfüllung in der Pro­
duktion die hauptsächlichste gesellschaftliche Tätigkeit 
und damit ein sehr entscheidender Beitrag für die Er­
haltung des Friedens ist“.
Wie wenig stichhaltig die hier kritisierte Argumen­
tation ist, zeigt sich schon daran, daß häufig die gleichen 
Gerichte ein schlechtes Verhalten zur Arbeit stets als 
erschwerenden Umstand werten. Einer solchen Ein­
schätzung liegt die Erkenntnis zugrunde, daß ein 
Mensch mit einer ungefestigten oder gar negativen 
Einstellung zur sozialistischen Arbeit auch kein rich­
tiges Verhältnis zu unserer sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung überhaupt haben kann.
Vereinzelt werden an die Einstellung zur Arbeit über­
spitzte Anforderungen gestellt, die dem jetzigen Stand 
der gesellschaftlichen Entwicklung des sozialistischen 
Bewußtseins der Werktätigen nicht entsprechen. Das 
äußert sich vor allem darin, daß positive Arbeits­
leistungen des Rechtsverletzers mit dem Bemerken ab­
gewertet werden, er habe seine guten Leistungen nur 
vollbracht, um mehr Geld zu verdienen. Eine solche 
undifferenzierte negative Einstellung zu den materiellen 
Anreizen zur Arbeit beruht auf einem nicht genügend 
tiefen Eindringen in die Gesetzmäßigkeiten der Über­
gangsperiode vom Kapitalismus zum Kommunismus 
und in die mobilisierende und schöpferische Rolle, die 
dem sozialistischen Prinzip der materiellen Interessiert­
heit in dieser Periode zukommt2 3. Faktisch handelt es 
sich bei einer solchen Argumentation um die Vorweg­
nahme von Forderungen, die erst einer höheren Phase 
der kommunistischen Entwicklung entsprechen0. Sie 
muß daher im Ergebnis zu sektiererischen Konsequen­
zen führen, wenn ihr auch das Bestreben zur Entwick­
lung moralischer Impulse zur Arbeit und zur Her­
stellung eines richtigen Verhältnisses zum materiellen 
Anreiz zugrunde liegt. Auf der anderen Seite muß allen 
Tendenzen zur ungerechtfertigten persönlichen Be­
reicherung auf Kosten der Gesellschaft entschieden ent­
gegengetreten werden.
Das richtige Einschätzen der Einstellung des Rechts­
brechers zur sozialistischen Arbeit erfordert häufig ein 
tiefes Eindringen in die Dialektik seiner Bewußtseins­
entwicklung. Insbesondere in dieser Hinsicht ist eine 
Verbesserung der Tätigkeit sowohl der Untersuchungs­
und Justizorgane als auch der theoretischen Forschung 
notwendig. Sehr verbreitet sind gegenwärtig noch Auf­
fassungen, die die Einstellung zur Arbeit beim einzel­
nen Menschen als eine feststehende, in sich konflikt- 
und widerspruchslose Größe betrachten. Noch zu wenig 
wird das Widersprüchliche in der Einstellung des 
Rechtsbrechers zur Arbeit aufgedeckt. Vielmehr wird 
noch zu ausschließlich auf das Aufdecken der Wider­
sprüche zwischen einer guten Einstellung zur Arbeit 
und zu anderen Seiten der Persönlichkeitsentwicklung, 
die im Verhältnis dazu zurückgeblieben sind, geachtet. 
So notwendig dies zur Erziehung des Menschen und 
zur Entwicklung seiner Gesamtpersönlichkeit ist, so 
darf man doch nicht vergessen, daß eine wesentliche 
Aufgabe der Justizorgane auch in der Entwicklung der 
sozialistischen Arbeitsmoral selbst besteht. Das erfor­
dert, daß auch die Widersprüche, die es in der Ein-

2 Chruschtschow, Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees 
an den XXII. Parteitag der KPdSU, Neues Deutschland vom 
17. Oktober 1961. S. 10; Referat zum Entwurf des Partei­
programms der KPdSU, Neues Deutschland vom 20. Oktober 
1961, S. 7.
3 Weber, Zur Bedeutung des Beschlusses des Staatsrates der
Deutschen Demokratischen Republik über die weitere Ent­
wicklung der sozialistischen Rechtspflege in der DDR für die 
Strafrechtswissenschaft, Staat und Recht 1961, Heft 5, S. 841 f.

Stellung des Rechtsbrechers zur Arbeit gibt, und die 
zurückgebliebenen Seiten der Arbeitsmoral mit dem 
Ziel aufgedeckt werden, sie zu überwinden und dadurch 
den Rechtsbrecher noch stärker in die sozialistischen 
Produktionsverhältnisse einzubeziehen und seine pro­
duktiven Kräfte stärker zu entfalten.
Die sozialistische Einstellung zur Arbeit ist keine ein 
für allemal feststehende Größe. Die Anforderungen an 
sie wachsen mit der voranschreitenden sozialistischen 
Entwicklung. Die Erziehungstätigkeit der Justizorgane 
muß mit dieser Entwicklung Schritt halten, damit sie 
dem jeweiligen Entwicklungsstand entspricht.
Das Produktionsaufgebot für die Vorbereitung eines 
Friedensvertrages, dem sich die Belegschaften zahl­
reicher sozialistischer Betriebe angeschlossen haben, 
bedeutet einen neuen Schritt voran in der Entwicklung 
der sozialistischen Arbeitsmoral. Die Verwirklichung 
der Grundlosung des Aufgebots „In der gleichen Zeit 
für das gleiche Geld mehr produzieren“ und die Heran­
führung der Arbeitsleistungen an die Löhne erfordern 
ein neues, höheres Maß an Arbeitsmoral und -disziplin, 
und es ist kein Zufall, daß die Erziehung zur Arbeits­
moral und -disziplin ein untrennbarer Bestandteil der 
großen Bewegung des Produktionsaufgebots ist. Es ist 
unausbleiblich, daß in dieser Bewegung neue Wider­
sprüche in bezug auf die Arbeitsmoral auftreten bzw. 
daß bisher schon bestehende Widersprüche größere Be­
deutung gewinnen und rascher überwunden werden 
müssen. Dabei müssen auch die Justizorgane mit- 
wirken.
Ich möchte an einigen Beispielen zeigen, welche Bedeu­
tung die Widersprüchlichkeit in der Entwicklung der 
Arbeitsmoral beim einzelnen Rechtsbrecher für die 
konsequente Aufdeckung der ideologischen Ursachen 
der Kriminalität und das richtige Erkennen der Gesell­
schaftsgefährlichkeit des einzelnen Delikts hat. Dabei 
möchte ich vor allem deutlich machen, welche Rolle 
bestimmte negative Seiten der Einstellung zur Arbeit 
als Kriminalitätsursache spielen.

II

Eine der entscheidenden Aufgaben des Produktionsauf­
gebots ist die Überwindung der schädlichen Einstellung, 
von der Gesellschaft mehr zu erhalten, als man ihr gibt. 
Diese Einstellung ist ein Ergebnis der aus der bürger­
lichen Gesellschaft überkommenen Auffassung von der 
Arbeit als etwas Lästigem, Qualvollem und daher mög­
lichst zu Meidendem. Eine solche ideologische Position 
finden wir nicht nur bei ausgesprochen arbeitsscheuen 
Elementen, sondern auch bei Menschen, die einer ge­
regelten Arbeit nachgehen, also die Arbeitszeit ein- 
halten. Sie ist sowohl die Ursache für eine Reihe von 
Verletzungen des sozialistischen Arbeitsrechts, z. B. in 
Gestalt der Normenschaukelei, als auch für die Masse 
der Kriminalität, nämlich die Wirtschafts- und Eigen­
tumsverbrechen und darüber hinaus noch weiterer ver­
brecherischer Erscheinungen (z. B. bestimmter Erschei­
nungsformen von Staatsverleumdung oder Rowdytum). 
Die Bekämpfung des größten Teils unserer Kriminali­
tät ist daher ein Problem der Aufdeckung der Wider­
sprüche in der sozialistischen Einstellung zur Arbeit 
und der Überwindung dieser Widersprüche. Dieser Zu­
sammenhang bildet die reale Grundlage dafür, daß die 
in der Straftat zum Ausdruck kommende Einstellung 
des Rechtsbrechers zu den sozialistischen Produktions­
verhältnissen und zur sozialistischen Arbeit überhaupt 
eine wichtige Grundlage für die Differenzierung bei der 
Bestrafung sein kann. Die Tiefe des Widerspruchs, in 
welchen sich der Rechtsbrecher^ durch die Straftat zu 
den sozialistischen Produktionsverhältnissen und damit 
zur sozialistischen Arbeit setzt, ist z. B. auch eines der 
hauptsächlichen Kriterien für die Anwendung der Stra­
fen ohne Freiheitsentzug4 speziell gegen Wirtschafts-
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